
 

Niederschrift 
 

über die 5 Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Geilenkirchen am 

Mittwoch, dem 18.03.2015, 18:00 Uhr im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 

Geilenkirchen 

 

 

 

Tagesordnung 

 

I. Öffentlicher Teil 

 

 1 .  Mitteilungen des Bürgermeisters 

  

 2 .  Umbenennung eines Teilstücks der Haihover Straße in Geilenkirchen 

Vorlage: 240/2015 

  

 3 .  Festsetzung und Erhebung von Straßenbaubeiträgen für die Erneuerung und 

Verbesserung der Erschließungsanlage „Niederheider Weg, von der Einmün-

dung Johann-Plum-Platz bis zur Einmündung der Brabantstraße" 

Vorlage: 248/2015 

  

 4 .  Finanzielle Unterstützung der Stadt zur Weihnachtsbeleuchtung in der In-

nenstadt 

Vorlage: 257/2015 

  

 5 .  Weiterführung der Schulsozialarbeit 

Vorlage: 265/2015 

  

 6 .  Verschiedenes 

  

II. Nichtöffentlicher Teil 

 

 7 .  Erbbaurechtsverträge mit dem AWO-Kreisverband Heinsberg e. V. zum Be-

trieb von Kindertagesstätten 

Vorlage: 247/2015 

  

 8 .  Grundstücksangelegenheiten 

  

 8.1 .  Verkauf eines städt. Baugrundstücks in Würm, Am End, Bebauungsplan 98 

Vorlage: 236/2015 

  

 8.2 .  Verkauf von städtischen Grundstücken im Bereich des Neubaugebietes Gei-

lenkirchen Nord, Thomas-Mann-Straße 

Vorlage: 237/2015 

  

 9 .  Personalangelegenheiten 
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 9.1 .  Besetzung jeweils einer freien Stelle für die Betreuung im Asylbereich sowie 

als Klimaschutzmanager 

Vorlage: 239/2015 

  

 

 9.2 .  Bestellung eines Leiters der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Geilenkirchen 

sowie zweier Stellvertreter 

Vorlage: 012/2015 

  

 9.3 .  Wahl der Schiedsperson und der stellvertretenden Schiedsperson für die 

Stadt Geilenkirchen 

Vorlage: 235/2015 

  

 10 .  Bericht über erteilte Auftragsvergaben 

Aufstellung über Auftragsvergaben nach § 11 Abs. 4 Buchstabe j) i.V.m.  

§ 11 Abs. 5 der Zuständigkeitsordnung der Stadt Geilenkirchen vom 

16.12.1999 

Vorlage: 264/2015 

  

 11 .  Verschiedenes 

  

 

Anwesend waren: 

Vorsitzender 

1.  Herr Bürgermeister Thomas Fiedler  

Mitglieder 

2.  Herr Nikolaus Bales  

3.  Herr Marko Banzet  

4.  Herr Hans-Jürgen Benden  

5.  Frau Karola Brandt                          Vertretung für Herrn Helmut Gerads 

6.  Herr Dr. Stefan Evertz  

7.  Herr Horst-Eberhard Hoffmann  

8.  Herr Rainer Jansen                          Vertretung für Herrn Harald Volles 

9.  Frau Gabriele Kals-Deußen  

10.  Herr Michael Kappes  

11.  Herr Heinz Kohnen  

12.  Herr Christian Kravanja  

13.  Herr Leonhard Kuhn  

14.  Herr Stefan Mesaros  

15.  Herr Manfred Mingers  

16.  Herr Willi Münchs  

17.  Herr Uwe Neudeck  

18.  Herr Lars Speuser                           Vertretung für Herrn Hans-Josef Paulus 

19.  Herr Max Weiler  

20.  Herr Wilhelm Josef Wolff  

Beratendes Mitglied gemäß § 58 GO 
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21.  Herr Nils Kasper  

Von der Verwaltung 

22.  Herr Erster Beigeordneter Herbert Brunen  

23.  Herr Technischer Beigeordneter Markus Mönter 

24.  Herr Daniel Goertz 

25.  Herr Peter Klee  

Protokollführerin 

26.  Frau Sandra Schuhmachers  

 

Es fehlten 

27.  Herr Helmut Gerads  

28.  Herr Hans-Josef Paulus  

29.  Herr Harald Volles  

 

 

 

I. Öffentlicher Teil 

 

Bürgermeister Fiedler eröffnete die 5. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses um 

18 Uhr und begrüßte die Anwesenden aus Öffentlichkeit, Presse, Politik und Verwal-

tung. Beanstandungen zur Niederschrift habe es nicht gegeben. Die Einladung sei 

frist- und formgerecht zugestellt worden. Der Ausschuss sei vollzählig und verhand-

lungsfähig. Herr Stadtverordneter Gerads werde durch Frau Stadtverordnete Brandt 

vertreten. Als Vertreter für Herrn Stadtverordneten Paulus sei Herr Stadtverordneter 

Speuser anwesend und die Vertretung für Herrn Stadtverordneten Volles übernehme 

in dieser Sitzung Herr Stadtverordneter Jansen. 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung beantragte Bürgermeister Fiedler die Erweiterung 

um den neuen Punkt 5 „Weiterführung der Schulsozialarbeit“, Vorlage 265. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Tagesordnung wird im öffentlichen Teil um den neuen Punkt 5 „Weiterführung 

der Schulsozialarbeit“ erweitert. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja: 19 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 

 

 

 

TOP 1 Mitteilungen des Bürgermeisters 
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Bürgermeister Fiedler teilte folgendes mit: 

 

„Der Bund plant ein Sondervermögen in Höhe von 3,5 Mrd. Euro zur Förderung von 

Investitionen in finanzschwachen Gemeinden und Gemeindeverbänden für die Jahre 

2015-2018 einzurichten. Das Bundesfinanzministerium beabsichtigt, diese Mittel auf 

die Bundesländer nach einem Verteilerschlüssel aufzuteilen, in dem die Einwohner-

zahl, der Anteil an den Kassenkrediten sowie der Bestand der Arbeitslosen Berück-

sichtigung finden. In welcher Form und nach welchem Verteilerschlüssel die Länder 

das Geld wiederum auf die Kommunen verteilen werden, ist bislang unklar. Insbeson-

dere ist fraglich, welche Kommunen das Land NRW als besonders finanzschwach ein-

stufen wird.  

 

Darüber hinaus will der Bund im Jahr 2017 einmalig 1,5 Mrd. Euro zur kommunalen 

Finanzentlastung zusätzlich bereit stellen. Diese Mittel sollen den Kommunen nach 

dem Beispiel der sog. Übergangsmilliarde über einen erhöhten Anteil an der Umsatz-

steuer zufließen. Ab 2018 soll es dann eine große kommunale Finanzentlastung in 

Höhe von 5 Mrd. Euro geben, die vermutlich ebenfalls nach diesem Schlüssel auf die 

Kommunen aufgeteilt wird.“ 

 

Dem Schnellbrief Nr. 43/2015 des Städte- und Gemeindebundes vom 18.03.2015 zu-

folge sollten aus dem Sondervermögen folgende Förderbereiche förderfähig sein: 

 

„1. Investitionen mit Schwerpunkt Infrastruktur 

a) Krankenhäuser 

b) Straßen, beschränkt auf Lärmbekämpfung 

c) Städtebau einschließlich altersgerechter Umbau und Barriereabbau, ohne 

Abwasser und ÖPNV 

d) Informationstechnologie, beschränkt auf finanzschwache Kommunen in länd-

lichen Gebieten, zur Erreichung des 50 Mbit-Ausbauziels 

e) Energetische Sanierung sonstiger Infrastrukturinvestitionen 

 

2. Investitionen mit Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur 

a) Einrichtungen der frühkindlichen Infrastruktur 

b) Energetische Sanierung von Einrichtungen der Schulinfrastruktur 

c) Energetische Sanierung kommunaler oder gemeinnütziger Einrichtungen der 

Weiterbildung 

 

3. Investitionen mit dem Schwerpunkt Klimaschutz  

 

Einrichtungen gemäß Nummer 1 außerhalb der sozialen Daseinsvorsorge, die 

durch Gebühren und Beiträge vollständig zu finanzieren sind, können nicht geför-

dert werden.“ 

 

 

 

TOP 2 Umbenennung eines Teilstücks der Haihover Straße in Geilenkirchen 
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Vorlage: 240/2015 

 

Frau Stadtverordnete Kals-Deußen merkte an, dass eine Kosteneinschätzung der Ver-

waltung fehle und erkundigte sich nach den Reaktionen der von der Straßenumbe-

nennung betroffenen Firmen. 

 

Herr Erster Beigeordneter Brunen erklärte, dass die Verwaltung lediglich ein Verkehrs-

schild bezahlen müsse. Die von der Straßenumbenennung betroffenen Firmen seien 

größtenteils Tochterfirmen der WEST und wurden bereits intern von der WEST über 

die geplante Umbenennung informiert. Das außerdem von der Umbenennung betrof-

fene Bistro wurde ebenfalls informiert und habe keinen Widerspruch eingelegt. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Das Teilstück der Haihover Straße in Geilenkirchen wird zwischen dem Kreisverkehrs-

platz Theodor-Heuss-Ring und der Bahnhofstraße in „An der Geilenkirchener Kreis-

bahn“ umbenannt. 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja: 19 

Nein: 0 

Enthaltung: 1 
 

 

 

 

TOP 3 Festsetzung und Erhebung von Straßenbaubeiträgen für die Erneue-

rung und Verbesserung der Erschließungsanlage "Niederheider Weg, 

von der Einmündung Johann-Plum-Platz bis zur Einmündung der 

Brabantstraße" 

Vorlage: 248/2015 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

 Zum Ersatz des Aufwandes für die Erneuerung und Verbesserung der Erschließungs-

anlage „Niederheider Weg, beginnend an der Einmündung des Johann-Plum-Platzes 

bis zur Einmündung der Brabantstraße“ im Stadtteil Bauchem werden gemäß § 8 des 

Kommunalabgabengesetzes (KAG NW) in Verbindung mit der Satzung der Stadt über 

die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NW für straßenbauliche Maßnahmen Bei-

träge erhoben. Der Anteil der Beitragspflichtigen richtet sich nach § 3 Abs. 3 Nr. 2 der 

Satzung. 
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Abstimmungsergebnis: 

 

Ja: 20 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 

 

 

 

TOP 4 Finanzielle Unterstützung der Stadt zur Weihnachtsbeleuchtung in der 

Innenstadt 

Vorlage: 257/2015 

 

Herr Stadtverordneter Jansen erkundigte sich, ob er sich als Mitglied des Aktionskrei-

ses für befangen erklären müsse. 

 

Herr Erster Beigeordneter Brunen führte aus, dass nur Mitglieder des Vorstandes des 

Aktionskreises befangen sein könnten. Herr Stadtverordneter Jansen sei daher nicht 

befangen. 

 

Herr Stadtverordneter Mingers machte darauf aufmerksam, dass in der letzten Zeit 

mit Verweis auf die Haushaltslage der Stadt keine Mittel für Schulsozialarbeit oder 

Schulschwimmen bereitgestellt worden seien und hier nun bei der Weihnachtsbe-

leuchtung eine Bezuschussung zusätzlich zum für den Aktionskreis bereitgestellten 

Budget erfolgen solle. Die Fraktion Die Linke werde sich dieses Mal noch enthalten 

und einer solchen Bezuschussung beim nächsten Mal nicht zustimmen. 

 

Herr Stadtverordneter Benden legte dar, dass sich die Vertreterin der Fraktion Die 

Linke in der Sitzung des BSSK gegen die Finanzierung des Schulschwimmens ausge-

sprochen habe. Dies stelle einen Widerspruch zu der Aussage des Herrn Stadtverord-

neten Mingers dar, der sich soeben für die Finanzierung des Schulschwimmens aus-

gesprochen habe. Herr Stadtverordneter Benden habe in der Sitzung des BSSK die 

Finanzierung der Weihnachtsbeleuchtung als Beispiel für eine zusätzliche Ausgabe 

genannt, was jedoch nicht bedeute, dass er sich gegen die Weihnachtsbeleuchtung 

ausspreche. 

 

Herr Stadtverordneter Mingers stellte klar, dass die Fraktion Die Linke sich nicht ge-

gen das Schulschwimmen ausspreche, aber eine Durchführung auf Grund der schwie-

rigen Haushaltslage der Stadt von der Fraktion abgelehnt werde. Er betonte, dass ei-

ne soziale Schieflage vorliege, wenn Schulschwimmen im Gegensatz zur Weihnachts-

beleuchtung nicht finanziert werden könne. 

 

Herr Stadtverordneter Kravanja erklärte, dass die Fraktion der Freien Bürgerliste der 

Gewährung des Zuschusses zustimmen werde. Im Rechnungsprüfungsausschuss sei 

die Verwaltung aufgefordert worden, eine gute Regelung mit dem Aktionskreis zu 

finden. Dieser Aufforderung solle die Verwaltung nun zeitnah nachkommen. 

 

Bürgermeister Fiedler berichtete, dass er Informationen habe, die er im nichtöffentli-

chen Teil mitteilen könne. 
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Herr Stadtverordneter Jansen befürwortete die Ausgabe von Informationen im nicht-

öffentlichen Teil. Der Grundsatzbeschluss zur finanziellen Unterstützung der Stadt zur 

Weihnachtsbeleuchtung sei bereits im Jahr 2012 gefasst worden und solle nicht mit 

anderen Angelegenheiten vermischt werden. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Stadt Geilenkirchen beteiligt sich an den Kosten für die Weihnachtsbeleuchtung 

in der Wintersaison 2014/2015 mit einem Betrag in Höhe von 2.045,00 Euro. Der Be-

trag wird nach Vorlage der Kostenrechnung ausgezahlt.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja: 19 

Nein: 0 

Enthaltung: 1 
 

 

 

 

TOP 5 Weiterführung der Schulsozialarbeit 

Vorlage: 265/2015 

 

Frau Stadtverordnete Kals-Deußen erklärte, dass die Fraktion der SPD dem Beschluss-

vorschlag der Verwaltung zur Ablehnung der Weiterführung der Schulsozialarbeit 

nicht zustimmen werde. Außerdem monierte sie, dass die Politik zur Vorlage eines 

Deckungsvorschlages aufgefordert worden sei. Das in der Kämmerei befindliche 

hochqualifizierte Personal solle kreative Lösungen finden, um die Weiterführung der 

Schulsozialarbeit zu ermöglichen. Ein Verzicht auf Schulsozialarbeit sei kurzsichtig 

und nicht tragbar. Wenn Schulsozialarbeit nicht weitergeführt werden würde, könne 

dies zu einer Erhöhung der Fallzahlen im Jugendamt führen, da Schulsozialarbeiter 

präventiv tätig werden würden und bei sich abzeichnenden Schwierigkeiten frühzeitig 

intervenieren könnten. Eine Finanzierung könne beispielsweise über die Erlöse aus 

Grundstücksverkäufen erfolgen. Die Fraktion der SPD spreche sich für eine Weiterfüh-

rung der Schulsozialarbeit aus. 

 

Herr Stadtverordneter Benden führte aus, dass die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

sich der SPD-Fraktion anschließe. Er machte darauf aufmerksam, dass Leistungen für 

Kinder und Jugendliche sowie freiwillige Aufgaben auch in diesem Bereich mit dem 

Verweis auf die Haushaltslage der Stadt zurückgewiesen würden. Dies sei eine Fehl-

entwicklung. Die Schulsozialarbeit sei wichtig und richtig und könne die Mitarbeiter 

des Jugendamtes entlasten. Herr Stadtverordneter Benden regte an, dem Kreis 

Heinsberg zu melden, dass die Stadt Geilenkirchen sich für eine Weiterführung der 

Schulsozialarbeit ausspreche. Der Schulsozialarbeiter könne im unmittelbaren Kontakt 

vor Ort an den Schulen eingreifen oder von den Schülern als Vertrauensperson ange-

sprochen werden, wenn sich Schwierigkeiten abzeichnen würden. Eine Nichtweiter-



- 8 - 

führung der Schulsozialarbeit könne das Jugendamt zusätzlich belasten. In Geilenkir-

chen gebe es keine Jugendarbeit, weshalb die Schulsozialarbeit umso wichtiger sei. 

Nach Aussage des Herrn Ersten Beigeordneten Brunen würden sich die Kosten für die 

Weiterführung der Schulsozialarbeit auf 20.000 Euro jährlich belaufen. Für dieses Jahr 

würden Kosten in Höhe von lediglich 10.000 Euro anfallen, da die Schulsozialarbeit 

zum Beginn des nächsten Schuljahres einsetzen würde. 

 

Herr Erster Beigeordneter Brunen stellte klar, dass das Projekt bis zum Jahr 2017 ge-

führt werde. Im laufenden Jahr würden Kosten in Höhe von 10.000 Euro anfallen. 

 

Herr Stadtverordneter Benden legte dar, dass der aktuelle Haushalt Spielräume für 

das laufende Haushaltsjahr zulassen müsse. Möglicherweise könne die Schulsozialar-

beit auch in Kooperation mit anderen Kommunen wie etwa Übach-Palenberg weiter-

geführt und Synergieeffekte genutzt werden. Die kreisangehörigen Städte sollten 

mehr Druck auf den Landrat ausüben, um eine Weiterführung zu ermöglichen. In die-

ser Sitzung solle der Ausschuss sich für eine Weiterführung der Schulsozialarbeit zu-

nächst im Jahr 2015 aussprechen. Die Verwaltung solle Vorschläge zur Deckung der 

Mehrausgaben ausarbeiten. Bürgermeister Fiedler solle Gespräche mit anderen 

Kommunen suchen, um Kooperationsmöglichkeiten zu klären. 

 

Herr Stadtverordneter Kravanja erklärte, dass die Schulsozialarbeit wünschenswert 

und gut sei, jedoch die Finanzierung dieser Leistung ein Problem darstelle. Wenn in 

allen Bereichen zusätzliche Ausgaben getätigt werden würden, bestehe die Gefahr 

der Verpflichtung zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts oder gar einer 

Zwangsverwaltung. Auch die Abgaben der Bürger müssten dann möglicherweise er-

höht werden. Wenn der Kreis Heinsberg die Weiterführung der Schulsozialarbeit fi-

nanzieren würde, müsse die Stadt Geilenkirchen dies auch über eine möglicherweise 

höhere Kreisumlage mitfinanzieren. Kritik müsse an der Landesregierung geübt wer-

den, da diese die Schulsozialarbeit abschaffe und versuche, die Leistung auf die 

Kommunen zu übertragen. Dieses Vorgehen werde die Fraktion der Freien Bürgerliste 

nicht unterstützen. Da kein Spielraum im städtischen Haushalt vorhanden sei, werde 

die Fraktion sich schweren Herzens gegen die Weiterführung der Schulsozialarbeit 

aussprechen. 

 

Herr Stadtverordneter Wolff teilte die Ansicht des Herrn Stadtverordneten Kravanja. 

Er kritisierte eine Verletzung des Konnexitätsprinzips durch die rot-grüne Landesre-

gierung. Zudem merkte er an, dass das Land eine zusätzliche Unterstützung finanz-

schwacher Kommunen plane, was auch als eine Art Belohnung für schlechtes Wirt-

schaften der Kommunen angesehen werden könne. Die Aufgaben, die durch die Fi-

nanzhilfe des Landes bezahlt werden sollten, sei außerdem durch das Land vorge-

schrieben, wodurch das Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung verletzt werde. 

Das Land dürfe Aufgaben im Allgemeinen nicht weiter an Kommunen übertragen, da 

dies eine finanzielle Mehrbelastung der Kommunen zur Folge habe. 

 

Herr Stadtverordneter Mingers unterstützte die Argumentation des Herrn Stadtver-

ordneten Wolff. Allerdings sprach er sich trotzdem für eine Weiterführung der Schul-

sozialarbeit aus, da das Vorgehen des Landes nicht zu Lasten der Schulkinder gehen 

dürfe. Der soziale Status einer Familie sei nach wie vor maßgeblich für die Bildungs-
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abschlüsse der Kinder. Dies könne durch die Schulsozialarbeit teilweise verhindert 

werden. An der Bildung dürfe nicht gespart werden, da sonst Unzufriedenheit drohe. 

Die Schulsozialarbeit sei in der Sache wichtig, weshalb nachgedacht werden müsse, 

ob die Stadt die Aufgabe weiterführen werde. 

 

Herr Stadtverordneter Jansen legte dar, dass die Beendigung der Finanzierung der 

Schulsozialarbeit durch das Land ohnehin Mehrkosten auf städtischer Ebene zur Fol-

ge habe. Wenn die Schulsozialarbeit nicht von der Stadt weitergeführt werde, könn-

ten die Fallzahlen des Jugendamtes steigen und somit Mehrkosten verursachen, die 

höher ausfallen könnten als die Kosten der Weiterführung der Schulsozialarbeit. Die 

Schulsozialarbeit sei eine Investition in die Zukunft, auch wenn Herr Stadtverordneter 

Wolff mit seiner Kritik an der Landesregierung und der Verletzung des 

Konnexitätsprinzips Recht habe.  

 

Herr Stadtverordneter Dr. Evertz führte aus, dass das Arbeitsfeld der Schulsozialarbeit 

definiert werden müsse und sprach sich für eine Vernetzung der Schulsozialarbeit mit 

dem Jugendamt aus. Er forderte die Verwaltung zur Entwicklung eines Konzepts zur 

Weiterführung der Schulsozialarbeit und zur Berechnung der finanziellen Auswirkun-

gen einer Weiterführung aus. 

 

Herr Stadtverordneter Benden erklärte, dass die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 

Vorgehen bei der Landesregierung kritisieren werde. Er machte jedoch darauf auf-

merksam, dass die Haushaltslage des Landes NRW schwierig sei und das Land den 

Kommunen helfen wolle. Wenn die Landesregierung sich für die Finanzierung der 

Weiterführung der Schulsozialarbeit ausgesprochen hätte, hätte die Opposition des 

Landes mit Verweis auf die Haushaltslage des Landes NRW Widerstand geleistet. 

 

Frau Stadtverordnete Brandt sprach sich grundsätzlich für die Weiterführung der 

Schulsozialarbeit aus. Sie könne die Bedenken des Herrn Stadtverordneten Dr. Evertz 

bezüglich einer möglichen Mehrbelastung des Jugendamtes nachvollziehen. Das 

städtische Jugendamt leiste gute Arbeit. Wenn es Probleme in Familien gebe, würden 

diese durch das Jugendamt umfassend begleitet. Frau Stadtverordnete Brandt appel-

lierte wie Herr Stadtverordneter Dr. Evertz für die Ausarbeitung eines Konzepts zur 

Weiterführung der Schulsozialarbeit. Außerdem solle die Finanzierung einer Weiter-

führung durch die Kämmerei geprüft werden. Die Schulkinder dürften nicht unter ei-

ner Nichtweiterführung leiden. In finanzieller Hinsicht gehe es bei der Entscheidung 

über die Weiterführung der Schulsozialarbeit um mehr als 10.000 Euro, da die Maß-

nahme bis zum Jahr 2017 laufen werde. Auf Grund der städtischen Haushaltslage 

könnten nicht alle Begehrlichkeiten erfüllt werden. Problematisch sei jedoch, dass die 

Zahl der verhaltensauffälligen Kinder stetig zunehme. Diese Entwicklung könne mög-

licherweise durch die Schulsozialarbeit eingedämmt werden. Frau Stadtverordnete 

Brandt erkundigte sich, ob die Verwaltung geprüft habe, wo ein Finanzierungspoten-

zial für die Schulsozialarbeit im Haushalt bestehe. 

 

Bürgermeister Fiedler betonte, dass die städtischen Finanzen auch nach dem Ende 

der Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts sorgsam betrachtet 

werden müssten. In den letzten Sitzungen seien vermehrt Anfragen für die Tätigung 

zusätzlicher Ausgaben behandelt worden. Zur Finanzierung zusätzlicher Ausgaben 



- 10 - 

müssten Deckungsvorschläge gemacht werden. Die Politik müsse entscheiden, wel-

che freiwilligen Leistungen gekürzt werden sollten, um zusätzliche Ausgaben zu fi-

nanzieren. Bürgermeister Fiedler stellte außerdem klar, dass nicht die gesamte Schul-

sozialarbeit zur Disposition stehe, sondern hier lediglich eine Stelle diskutiert werde. 

Wenn diese Stelle nicht finanziert werde, würden trotzdem noch zwei vom Land ein-

gestellte Schulsozialarbeiter im Stadtgebiet verbleiben. Außerdem befänden sich sie-

ben Jugendsozialarbeiter im städtischen Jugendamt zur Betreuung von Familien und 

ihren Kindern. 

 

Herr Goertz führte aus, dass sich bei der Verabschiedung des Haushaltes für das Jahr 

2015 alle Fraktionen für eine Haushaltskonsolidierung und eine Ausgabendisziplin 

ausgesprochen hätten. Aus diesem Grund habe die Kämmerei vorgeschlagen, die 

Schulsozialarbeit nicht zu übernehmen. Aktuell sei keine Einnahmensteigerung im 

Haushaltsjahr 2015 absehbar, mit der zusätzliche Ausgaben finanziert werden könn-

ten. Hingegen werde die Zahl der Asylbewerber die Prognosen übersteigen, wodurch 

Mehrkosten in Höhe von mehreren 100.000 Euro entstehen würden. Alle möglicher-

weise zu erzielenden Einsparungen im Haushaltsjahr 2015 müssten zur Deckung die-

ser Mehrausgaben vorgesehen werden. Falls noch Geld aus zusätzlichen Einnahmen 

übrig bleiben sollte, solle dies zur Reduzierung des Jahresfehlbetrags eingesetzt wer-

den, der aktuell für das Haushaltsjahr 2015 bei mehr als 3 Millionen Euro liege. 

 

Bürgermeister Fiedler erklärte, dass die Verwaltung nicht nur auf Zahlen fixiert sei, 

aber die Schulsozialarbeit auf Grund der Haushaltslage nicht weitergeführt werden 

könne. Dadurch werde die Schulsozialarbeit jedoch nicht in dramatischer Weise ge-

schädigt, da noch wie bereits ausgeführt vom Land beschäftigte Schulsozialarbeiter 

im Stadtgebiet vorhanden seien. Bei einer Finanzierung der Weiterführung der Schul-

sozialarbeit durch den Kreis Heinsberg würden die Mehrkosten im Rahmen der Kreis-

umlage auf die Kommunen umgelegt und auch von der Stadt Geilenkirchen mitge-

tragen werden müssen. 

 

Herr Stadtverordneter Mesaros führte aus, dass die städtische Haushaltslage der SPD-

Fraktion bewusst sei. Auf Grund steigender Asylbewerberzahlen werde mit einer 

Mehrbelastung des Haushalts in Höhe von bis zu 500.000 Euro gerechnet. Er stimmte 

der Aussage der Stadtverordneten Brandt und Kravanja dahingehend zu, dass nicht 

jedem Wunsch entsprochen werden könne. Allerdings müsse überlegt werden, ob die 

Finanzierung wichtiger Angelegenheiten ermöglicht werden könne. Wenn die Stelle 

nicht besetzt werden würde, sei dies kein Weltuntergang, aber die Schulsozialarbeit 

sei wichtig, da die Kinder und Jugendlichen den Großteil ihrer Zeit in der Schule ver-

bringen. Zwar müsse die Politik entscheiden, ob zusätzliche Ausgaben durch den 

Wegfall freiwilliger Leistungen finanziert werden sollten, jedoch könne die Politik von 

der Verwaltung die Ausarbeitung von Vorschlägen für Sparmöglichkeiten anfordern. 

Auf Grundlage dieser Vorarbeit der Verwaltung könne die Politik dann entsprechende 

Entscheidungen treffen. 

 

Herr Stadtverordneter Kravanja sprach sich gegen eine Weiterführung der Schulsozi-

alarbeit aus, da dadurch ein falsches Signal an die Landesregierung gesendet werden 

würde. Die Schulsozialarbeit sei wichtig, könne jedoch auf Grund der Haushaltslage 

nicht weitergeführt werden. Zwar sei es möglich, dass eine Nichtweiterführung der 
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Schulsozialarbeit zu einer Mehrbelastung und eventuell auch Mehrkosten im Bereich 

des Jugendamtes führe, aber die Entscheidung zur Weiterführung der Schulsozialar-

beit habe eine finanzielle Mehrbelastung als direkten Effekt zur Folge. 

 

Herr Erster Beigeordneter Brunen merkte an, dass es bedenklich sei, dass der Aus-

schuss nun kontrovers über eine Angelegenheit diskutiere, bei der andere Verwal-

tungsebenen versagt hätten. Die Schulsozialarbeit, die hier diskutierte werde, sei aus 

dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) entstanden. Schulsozialarbeiter seien schon 

immer aktiv gewesen. Für die Vermittlung des BuT seien weitere, vollständig durch 

den Bund finanzierte Schulsozialarbeiter eingestellt worden, deren einzige Aufgabe 

die Vermittlung des BuT an Hilfeberechtigte gewesen sei. Dies habe nicht in Zusam-

menhang mit der klassischen Schulsozialarbeit gestanden, die es vor der Einrichtung 

des BuT gegeben habe und auch weiterhin geben werde. Für die Vermittlung des BuT 

sei ausschließlich der Bund zuständig. Herr Erster Beigeordneter Brunen monierte, 

dass das Land NRW diese Aufgabe außerhalb seiner Zuständigkeit übernehme und 

an die ebenfalls nicht zuständigen Kommunen weitergeben wolle. 

 

Herr Stadtverordneter Mesaros erklärte, dass der von Herrn Ersten Beigeordneten 

Brunen geschilderte Sachverhalt der SPD-Fraktion bewusst sei. Ein für die Vermittlung 

des BuT zuständiger Sozialarbeiter werde jedoch vermutlich auch trotz Nichtzustän-

digkeit Schüler an das Jugendamt weitervermitteln, wenn sich Probleme abzeichnen 

würden. Das BuT sei außerdem eine wichtige Maßnahme zur Prävention. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Einrichtung einer befristeten Stelle für Zwecke der Schulsozialarbeit und der da-

mit verbundenen Leistung einer außerplanmäßigen Aufwendung und Auszahlung 

wird nicht zugestimmt, da eine Deckung der außerplanmäßigen Aufwendung und 

Auszahlung nicht dargestellt werden kann.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja: 13 

Nein: 7 

Enthaltung: 0 
 

 

 

 

TOP 6 Verschiedenes 

 

Herr Stadtverordneter Benden machte auf eine Regelung der Geschäftsordnung des 

Rates aufmerksam, die vorschreibe, dass ein Rats- oder Ausschussmitglied in der Be-

ratung zu einem Tagesordnungspunkt maximal zwei Mal das Wort ergreifen dürfe. 

Diese Regelung werde teilweise unterschiedlich stark eingehalten. So habe Herr 

Stadtverordneter Benden etwa in der Sitzung des Umwelt- und Bauausschusses am 
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17.03.2015 bei der Beratung zu einem Tagesordnungspunkt mehr als zwei Mal das 

Wort erhalten. Außerdem würden einige Meldungen lediglich als Zwischenrufe einge-

stuft, deren Anzahl nicht durch die Geschäftsordnung oder eine andere Regelung be-

grenzt werde. 

 

Bürgermeister Fiedler teilte mit, dass die Geschäftsordnung für den Rat und die Aus-

schüsse gelte. In Ausschusssitzungen sei der jeweilige Vorsitzende für die Moderation 

und Zulassung von Wortmeldungen zuständig. 

 

Herr Stadtverordneter Wolff stimmte der Aussage des Herrn Stadtverordneten 

Benden zu. Der Vorsitzende einer Sitzung müsse die Aussprache zu einem Tagesord-

nungspunkt beenden können, wenn keine neuen Argumente mehr vorgebracht wür-

den. 

 

Herr Stadtverordneter Kohnen berichtete, dass gemäß eines Zeitungsberichts im 

Haushalt des Kreises Heinsberg ein Fehlbetrag auf Grund der Neubewertung von 

Pensionsrückstellungen entstanden sei. Er erkundigte sich, ob auch die Stadt Geilen-

kirchen von dieser Neubewertung betroffen sei und welche Auswirkungen dies auf 

den städtischen Haushalt habe. 

 

Herr Goertz erläuterte, dass auch die Stadt Geilenkirchen von den Rheinischen Ver-

sorgungskassen informiert worden sei. Die Pensionsrückstellungen, für die etwa 

437.000 Euro angesetzt worden seien, würden sich nach der Neuberechnung auf etwa 

625.000 Euro belaufen. Für die Beihilferückstellungen seien im Haushaltsansatz etwa 

160.000 Euro vorgesehen worden. Nach der Neuberechnung müssten etwa 280.000 

Euro veranschlagt werden. Da die Zahlen immer ein Mal jährlich zum Stichtag 31.12. 

mitgeteilt werden würden, habe die Stadt einen solchen Anstieg bei der Ausarbeitung 

des Haushaltes 2014 nicht vorhersehen können. Die Mehrbelastung könne jedoch 

gedeckt werden, da die Ausgaben für Dienstbezüge für Beamte und tariflich Beschäf-

tigte sich unterhalb des Ansatzes befänden. Für das laufende Jahr seien noch keine 

Aktualisierungen von den Rheinischen Versorgungskassen gemeldet worden. Wahr-

scheinlich würden Aktualisierungen nicht so hoch ausfallen wie im vergangenen Jahr. 

 

Herr Stadtverordneter Wolff erkundigte sich, ob die Verwaltung den Fraktionen ein 

Mal pro Quartal Eckpunkte, Besonderheiten und wichtige Entwicklungen hinsichtlich 

des Haushalts mitteilen könne. 

 

Herr Goertz nahm diese Anregung an. 

 

Herr Stadtverordneter Weiler erkundigte sich, warum ein nachträglicher Anstieg der 

Beihilfe- und Pensionsrückstellungen zu verzeichnen sei. 

 

Herr Goertz legte dar, dass die Nachberechnung auf Grund des Anstiegs der Beihilfe-

leistungen an Pensionäre und der nachträglichen Anhebung der Besoldung in einzel-

nen Besoldungsgruppen erforderlich geworden sei.  
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Nach Abschluss dieses Tagesordnungspunktes beendete Bürgermeister Fiedler den 

öffentlichen Teil. Er verabschiedete sich von der Öffentlichkeit und der Presse und 

bedankte sich für das Interesse. 

 

 

 

Sitzung endet um: 19.25 Uhr 

 

 

Vorsitzender:    Schriftführerin: 

 

 
 

Bürgermeister  

Thomas Fiedler 

    

 
 

Sandra Schuhmachers 
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